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Landkreistag Sachsen-Anhalt 


 Magdeburg, den 01. März 2004 

Az.: 014-7

33. Landräte-Seminar am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst;

Ergebnisvermerk

Teilnehmer:
 lt. Anwesenheitsliste.

Tagesordnung:
TOP 1

Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung im Land Sachsen-Anhalt 

TOP 2 
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe

TOP 3

Bericht der Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden über aktuelle Themen mit grundsätzlicher Bedeutung 

TOP 4
Tierkörperbeseitigung;

weitere Entwicklung der Tierköperbeseitigung in Sachsen-Anhalt und Änderung des Bundesrechts
TOP 5
Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004

TOP 6

Finanzielle Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes 

(01.01. bis 31.12.2003) 

TOP 7
Fortsetzung der Funktionalreform im Land Sachsen-Anhalt 
TOP 8

Neuordnung der Verwaltungsgemeinschaften im Land Sachsen-Anhalt

TOP 9
Bildung kreisübergreifender integrierter Leitstellen für die Bereiche Rettungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz

TOP 10

Parlamentarischer Abend der kommunalen Spitzenverbände am 04. März 2004

TOP 11
Verschiedenes

TOP 1

Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung im Land Sachsen-Anhalt
Einvernehmlich wird folgendes Beratungsergebnis erarbeitet:

· Die Entscheidung des Landes, die ambulanten Hilfen ab 01.07.2004 in die Entscheidungs- und Finanzverantwortung des Landes zu übertragen, bedeutet eine Entkommunalisierung und Zentralisierung von Aufgaben, die im Widerspruch zum Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz steht und aus Sicht der Landkreise sachlich falsch ist.

· Soweit das Land an dem eingeschlagenen Weg festhält und auch die Aufgabendurchführung übernehmen will, sind die Landkreise nur noch an einem geordneten Übergang mit abgestimmtem Zeitplan interessiert. Die Aufgabenübertragung muss in diesem Fall für die ambulanten Hilfen am 01.07.2004 beginnen und für die stationären Hilfen spätestens am 31.12.2004 abgeschlossen sein.

· Aus Sicht der Landkreise ist die Sozialagentur GmbH nicht geeignet, um die Betreuung der Hilfeempfänger angemessen vor Ort sicherzustellen. Eine Beteiligung der Landkreise in den Gremien der Sozialagentur wird abgelehnt, weil die Landkreise in die Aufgabenwahrnehmung selbst nicht mehr eingebunden sind.

· Im Interesse der Hilfeempfänger sind die Landkreise bereit, den Bereich der ambulanten Hilfen ab 01.07.2004 zusätzlich zu den stationären Hilfen im Wege der Heranziehung auszuführen. Ziel muss aber eine dauerhafte und damit für die Landkreise personalwirtschaftlich planbare Lösung sein.
· Der Beratungsauftrag nach §§ 14 - 16 SGB I sowie § 8 Abs. 2 BSHG begründet entgegen der Rechtsauffassung des MS keine umfassende Beratungs- und Hilfeleistungspflicht der Landkreise als örtliche Sozialhilfeträger und ist nicht geeignet, die Landkreise in die Aufgabenwahrnehmung durch den überörtlichen Träger der Sozialhilfe eng einzubinden.

TOP 2
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe

Unter der Voraussetzung einer dauerhaft verlässlichen und auskömmlichen Finanzausstattung sind mit Ausnahme der Landkreise Burgenlandkreis und Altmarkkreis Salzwedel sowie - unter Vorbehalt - Sangerhausen alle anwesenden Vertreter der Landkreise bereit, von dem Optionsrecht nach § 6 a SGB II beginnend ab 01.01.2005 Gebrauch zu machen. Einhellig besteht die Auffassung, dass die entsprechende Ermächtigung angesichts des engen Terminrahmens noch von dem „alten“ Kreistag erteilt werden müsste.

Bezüglich der Quantität und Qualität des für die neue Aufgabe einzusetzenden Personals bedarf es entsprechender vorbereitender Maßnahmen. Dringend notwendige Personaleinstellungen müssen noch in 2004 möglich werden, so dass seitens der Geschäftsstelle eine Vorabstimmung bezüglich der erforderlichen Änderungen in den Stellenplänen mit dem Landesverwaltungsamt und dem Innenministerium erfolgen sollte.

Sobald die noch fehlenden rechtlichen Grundlagen für die Optionsausübung vorliegen, wird die Geschäftsstelle gebeten, das Thema noch einmal zwischen den Landräten abzustimmen.

TOP 3

Bericht der Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden über aktuelle Themen mit grundsätzlicher Bedeutung   
Frau Landrätin Brehmer und die Herren Landräte berichten insbesondere über die aktuell in folgenden Verbänden behandelten Themen: KAV, KVV, KSA, ÖSA, DSGV und OSGV, Nord/LB, Unfallkasse, Feuerwehr-Unfallkasse, Landesversicherungsanstalt, LV Volkshochschulen, MDR und Zusatzversorgungskasse. 
Herr LR Hövelmann weist darauf hin, dass der Landrat des Landkreises Anhalt-Zerbst traditionell ordentliches Vorstandsmitglied in der Unfallkasse Sachsen-Anhalt mit Sitz in Zerbst war. Er bittet dies bei den für 2005 anstehenden Neuwahlen zum Vorstand zu berücksichtigen.

TOP 4

Tierkörperbeseitigung;

weitere Entwicklung der Tierköperbeseitigung in Sachsen-Anhalt und Änderung des Bundesrechts
Den Landkreisen ist aufgrund der bevorstehenden Änderungen (Anpassung des Landesausführungsgesetzes an das Tierkörperbeseitigungsrecht des Bundes, Überarbeitung der Einzugsbereichsverordnung und Entscheidung über die Übertragung der Tierkörperbeseitigungspflicht auf einen TBA-Betreiber)  an einer möglichst wirtschaftlichen und funktionierenden Tierkörperbeseitigung gelegen. Insoweit wird die Verlängerung der Übertragung der Tierkörperbeseitigungspflicht als öffentlich-rechtliche Pflicht auf die Fa. Saria Bio-Industries bis zum 31.12.2007 als annehmbarer Weg angesehen, um eine sichere Beseitigung zu wirtschaftlichen Bedingungen zu gewährleisten. Voraussetzung hierfür wäre, dass die Ausschreibung nicht durch höherrangiges Recht vorgeschrieben ist und die von allen Ländern festgelegten Kalkulationsgrundsätze eingehalten werden. 
Im zeitlichen Zusammenhang mit der Novellierung des Ausführungsgesetzes zum Tierkörperbeseitigungsgesetz (MLU erstellt zurzeit einen Gesetzentwurf) wollen die Landkreise entscheiden, wie die Tierkörperbeseitigung durchgeführt und organisiert werden soll. Die 4 „Harzkreise“ sehen keine Notwendigkeit, die Einzugsbereichsverordnung für das Land Sachsen-Anhalt zu ändern; nach wie vor besteht Interesse am Verbleib im Zweckverband Dörnten.
TOP 5

Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004
GF Theel berichtet über den aktuellen Stand der Haushaltsberatungen 2004 in den Landkreisen Sachsen-Anhalt. 
Anhand einer Übersicht über die Entwicklung der allgemeinen Zuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise im Verhältnis zu deren Einwohnerzahlen seit 1995 weist GF Theel darauf hin, dass die kreisfreien Städte zwar überproportional Einwohner verloren haben, ihre Beteiligungsquote an den allgemeinen Zuweisungen allerdings hiervon unabhängig konstant seit 1995 bei 27 v. H. geblieben ist. Hieraus ergebe sich eine Besserstellung gegenüber dem kreis-angehörigen Raum, dem trotz Einwohnerzugang eine erhöhte Beteiligungsquote an den FAG-Zuweisungen vorenthalten geblieben ist:   
· Bezogen auf das Einwohnerverhältnis aus 1995 (= 23,78 %) errechnet sich in 2004 eine um 36,1 Mio. Euro höhere allgemeine Zuweisung für die kreisfreien Städte. 
· Bezogen auf ihren aktuellen Anteil (= 21,46 %) an der Einwohnerzahl des Landes erhalten die kreisfreien Städte sogar um 62,12 Mio. Euro höhere allgemeine Zuweisungen. 
GF Theel weist im Übrigen darauf hin, dass die Landkreise Aschersleben-Staßfurt und Weißenfels – wie zwischen den Landkreisen vereinbart – fristgerecht Klage gegen das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 vor dem Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt eingelegt haben. Die Schlussredaktion sei im Laufe der Woche in enger Abstimmung zwischen beiden Landkreisen, der Geschäftsstelle und der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Landkreistages abgeschlossen worden.

TOP 6 

Finanzielle Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes 

(01.01. bis 31.12.2003) 

Herr Struckmeier stellt das Ergebnis der von der Geschäftsstelle durchgeführten Erhebung zu den finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes dar. 
Eingehend wird erörtert, dass der Aussagewert des Erhebungsergebnisses durch den in einigen Landkreisen sehr niedrigen Abarbeitungsstand der vorliegenden Anträge beeinträchtigt wird. Gleichwohl besteht zwischen den Anwesenden Übereinstimmung, das Erhebungsergebnis alsbald gegenüber der Landesregierung und dem Landtag offen zu legen, um der Forderung nach einem finanziellen Ausgleich der bei den Trägern der Grundsicherung entstandenen finanziellen Mehrbelastungen Nachdruck zu verleihen. 

Die Geschäftsstelle wird kurzfristig auf der Grundlage der vorliegenden Auswertung und der noch ausstehenden Angaben der drei kreisfreien Städte einen Abschlussbericht erstellen.

TOP 7

Fortsetzung der Funktionalreform im Land Sachsen-Anhalt

Das Verhandlungsangebot des Landes zur Erstattung der Mehrbelastungen der Landkreise aus der vorgesehenen Aufgabenverlagerung ist zwischenzeitlich durch ein gemeinsames Schreiben der kommunalen Spitzenverbände beantwortet worden. Auf der Grundlage der Beratungen in den Fachausschüssen des Landkreistages und des Präsidiums sind dabei Nachbesserungen gefordert worden, die dem Vernehmen nach vom Land zumindest teilweise aufgenommen werden könnten. Die Geschäftsstelle geht daher davon aus, dass die Kostenerstattung für das angedachte Erste Funktionalreformgesetz in Kürze abschließend mit dem Land verhandelt sei.

TOP 8

Neuordnung der Verwaltungsgemeinschaften im Land Sachsen-Anhalt
Von der Aufgabenverlagerung ab 01.01.2005 zwischen Landkreisen und kreisangehörigen Gemeinden nach dem Gesetz zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit sind nach einer Umfrage der Geschäftsstelle insgesamt 53,517 Stellen betroffen. Die Geschäftsstelle wird beauftragt, in enger Abstimmung mit der Geschäftsstelle des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt die landeseinheitlichen Umsetzungsschritte dieser Aufgabenverlagerung zu ermitteln und hierfür Empfehlungen zu erarbeiten. Bei Bedarf können in dieser Arbeit auch Praktiker aus den Landkreisen bzw. Gemeinden/Verwaltungsgemeinschaften eingebunden werden.

TOP 9

Bildung kreisübergreifender integrierter Leitstellen für die Bereiche Rettungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz
Herr Struckmeier berichtet zu den bundes- und landespolitischen Entwicklungen auf dem Gebiet des Rettungswesens. Er weist im Weiteren auf Bestrebungen der Stadt Dessau und der umliegenden Landkreise sowie der Landkreise Altmarkkreis Salzwedel, Jerichower Land und Stendal hin, jeweils kreisübergreifende integrierte Leitstellen einzurichten. Die Ausführungen werden von Herrn LR Finzelberg und Herrn LR Hövelmann ergänzt, die insbesondere auf die Möglichkeit einer weitgehenden Finanzierung des notwendigen investiven Aufwandes durch die Krankenkassen hinweisen. 
In der nachfolgenden Diskussion werden hinsichtlich der Zusammenlegung von Leitstellen kontroverse Auffassungen vertreten. Eine abschließende, gemeinsame Position wird nicht herausgearbeitet.
TOP 10

Parlamentarischer Abend der kommunalen Spitzenverbände am 04. März 2004
GF Theel erinnert an den Parlamentarischen Abend der kommunalen Spitzenverbände am 04. März 2004, der ab 19.30 Uhr in den Räumlichkeiten der Nord/LB in Magdeburg stattfindet. Die Resonanz sei ausgesprochen positiv, so dass mit einer Teilnehmerzahl von rd. 130 Personen gerechnet werden kann.
TOP 11

Verschiedenes

11.1 
Entwurf für ein 3. Investitionserleichterungsgesetz
Zur Vorbereitung einer ersten Besprechung im Justizministerium zum 3. Investitionserleichterungsgesetz erwarten die Landkreise keine bloßen Verfahrenserleichterungen sondern den Abbau von Standards, damit der Weg für echte Einsparungen eröffnet wird. Die vorangegangenen Investitionserleichterungsgesetze haben für die Landkreise keine spürbaren Entlastungen mit sich gebracht. Durch die Änderung des § 11 AbfG LSA musste ein Landkreise im ersten Halbjahr nach Inkrafttreten 15.000 Euro Mehrkosten für die Sammlung und Beseitigung wilder Abfälle aufwenden.
11.2 
Übernahme der Kreisstraßenunterhaltung durch das Land
Die Unterzeichnung der Vereinbarungen zur Übernahme der Unterhaltungspflicht für die Kreisstraßen verzögert sich, weil sich das Land weigert, entgegen der ursprünglichen Ankündigung, die Kreisstraßenwärter als Landesbedienstete zu übernehmen. Ein Landkreis hat sich deshalb entschieden, seine Kreisstraßenwärter an die Landesstraßenmeistereien abzuordnen und die Unterhaltung der Kreisstraßen ab dem 1.1.2005 vom Land durchführen zu lassen. Die Geschäftsstelle wird gebeten, diese Thematik in dem Termin am 3. März 2004 bei Herrn Minister Daehre anzusprechen. 

11.3 
Nächstes Landräte-Seminar am 03./04. Juni 2004 

Das 34. Landräte-Seminar soll auf dem Brocken durchgeführt werden. Die näheren Einzelheiten wird die Geschäftsstelle mit dem Landkreis Wernigerode besprechen. Für das 35. Landräte-Seminar wird das Hotel am Hexentanzplatz, Landkreis Quedlinburg, vorgemerkt.

11.4 
Personelle Verstärkung und geänderte Geschäftsverteilung in der Ge-

schäftsstelle

Auf Beschluss des Präsidiums ist ab 01. März 2004 für zunächst ein Jahr Herr Thorsten Drahn als Referent in der Geschäftsstelle tätig sein. Schwerpunkte seines Geschäftsbereiches werden das Kommunalrecht, das allgemeine und besondere Verwaltungsrecht sowie das Europarecht sein. 

